
Die demokratische Selbstverwaltung der 
Studenten

Die verfasste Studentenschaft besteht aus 
:dem allgemeinen Studentenausschuß (der 
exekutive), dem Studentenparlament (der 
legislative), dem Ältestenrat (dem Kon- 
xiollomn über das Studentenparlament), 
nen i^Plschaften sowie der Universitäts- 
ToilVersammlung und den Fachschaftsvoll- 
yersammlungen. Das Hochschulrahmenge­
setz, ein Bundesgesetz, auf Grund dessen 

Hochschulgesetze der Länder bis 1979 
rjeugefaßt werden müssen, enthält über die 
erfasste Studentenschaft folgende Rege- 
:mg:
Das Landesrecht kann vorsehen, daß an 

xen Hochschulen zur Wahmehmunghoch- 
chulpolitischer, sozialer und kultureller 
solange der Studenten sowie zur Pflege 
.er überregionalen und internationalen 
xudentenbeziehungen Studentenschaften 
ebildet werden.” (§ 41 HRG)
.ne einzelnen Bundesländer können somit 
urch ihre Landesgesetze die verfassten 
ludentenschaften abschaffen, bzw. nicht 
'jeder einführen (Baden-Württembergund 
ayem); dies ist die Folge des Begriffs 
?cann" in diesem Paragrafen, 
me st^fcptische Politik gegenüber dieser 
ntwic^ffig bleibt wirkungslos, wenn sic 
jr aus lautstarken Protesten besteht. Ziel 
?r folgenden Ausführungen ist, die 
srachlosigkeit überwinden zu helfen, 
xrch die in den letzten Jahren studenti­
ne Politik gekennzeichnet war;gegen das 
liweise selbst auferlegte politische Lin- 
^diertum, die Einrichtung in der Auswcg- 
;Hgkeit. “ Gegenangriff durch Geschieh- 
— Verteidigung der Demokratie“, dieses 
Dito von Joachim Schumacher soll die 
tgendc Darstellung der Entstehung und 
schichte der verfassten Studentenschaft 
nnzcichnen. Im Anschluß daran werden 
* Konflikte um die Freiheit der Mei- 
ngsäußerungder ASten, ihre juristischen 
ü politischen Hintergründe geschildert, 
ti Ende dieses ersten Teils wird in diesem 
sammenhang die Entwicklung der 
ostverwaltung und der politischen 
mokratie zum Thema.
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Organisation und Einfluß von Scholaren 
und Studenten bis zum Ende des Absolu­
tismus

Die Universität des Mittelalters wurde ge­
bildet aus der in sich unterteilten Korpora­
tion der Scholaren, die aus ihrer Mitte den 
Rector wählten als den Repräsentanten 
der gesamten Universität. Die Korporation 
der Scholaren war demokratisch (genos­
senschaftlich) organisiert; Entscheidung:;- 
organ war die Universitätsversammlung. 
Den Scholaren stand die Gerichtsbarkeit 
über fast alle Streitigkeiten der Mitglieder 
der eigenen Korporation zu. Die Scholaren 
hatten einen ausschlaggebenden Einlluß 
auf die Berufung der Lehrenden, so daß 
nicht die Doctoren, sondern die Scholaren 
als die eigentlichen Träger des Studiums 
galten. ( I) Eine besondere Form einer Ge­
meinschaft von Lehrenden und Lernenden 
wurde damit in demokratischer Weise ver­
wirklicht. Mit der Entwicklung des Abso­
lutismus wurden die demokratisch -  ge­
nossenschaftlichen Ansätze an den Univer­
sitäten zurückgedrängt; diese hatten sich 
allerdings in erster Linie in Italien (Bolog­
na) und Paris durchgesetzt, in Deutschland 
hatten die Universitäten zu Beginn mehr 
den Charakter von kirchlichen Anstalten. 
“Im absolutistischen Staat wurden die Zu­

sammenschlüsse der Studenten gewaltsam 
unterdrückt... (Der Polizeistaat beseitigte) 
aus Sorge um das persönliche Wohlergehen 
und um das Wohl der Allgemeinheit jede 
individuelle Freiheit. In den Universitäten 
waren die Studenten als besondere Korpo­
rationen nicht mehr vertreten “(2)

Dfe Burschenschaften und ihre politischen 
Ziele: Demokratie und Selbstverwaltung

Nach dem Ende der Freiheitskriege gegen 
Napoleon gelang es den aus dem Krieg zu­
rückkehrenden Studenten, die (jedenfalls 
an den Universitäten) die ihnen von den 
Fürsten versprochenen Freiheiten verwirk­
lichen wollten, sogenannte ‘Burschen­
schaften’ einzurichten. Die Burschenschaf­
ten sollten alle Studenten umfassen und so 
eine studentische demokratische Selbstver­
waltung bilden. Die ‘Allgemeine Deutsche 
Burschenschaft* forderte, es müsse “ein 
rechtlich bestimmtes, die Gesamtheit der 
Studenten vertretendes Verhältnis zu den 
Behörden“ geschaffen werden und “die 
innere, gewissermaßen polizeiliche Verwal­
tung der Gesellschaft, soweit sie nicht in 
den eigentlichen Rechtszustand eingreift, 
den Studierenden selbst übeilassen“ blei­
ben (3). Die Staaten des deutschen Bundes 
erfüllten diese Forderung nicht; der 1819 '»



f jcr Bundesversammlung vorgetragene 
verschlag. “der Allgemeinen Deutschen 
Burschenschaft eine förmliche Organisa­
tion zu geben und sie als selbständige Kör­
perschaft unter obrigkeitliche Leitung zu 
stellen" (4), fand keine Mehrheit. Vergli­
chen mit dem auf der Bundesversammlung 
vorgetragenen Vorschlag zeigt die Formu­
lierung der Allgemeinen Deutschen Bur­
schenschaft schon den Unterschied zwi­
schen der von den Studenten gewollten 
demokratischen Selbstverwaltung und der 
ihnen angebotenen “Körperschaft unter 
obrigkeitlicher Leitung". Die Karlsbader 
Beschlüsse, die antidemokratische Politik 
Metternichs, kurz, die Restauration gegen 
die Bedrohung der bürgerlich-monarchisti­
schen Staaten durch eine entstehende de­
mokratisch-revolutionäre Bewegung mit 
zum Teil proletarischem Charakter mach­
ten alle Versuche der Studenten während 
des 19. Jahrhunderts, sich eine politische

Ä ntvertretung der Studentenschaft zu 
fen, zunichte.

Entstehung und Anerkennung der Studen­
tenschaften als Körperschaften des öffent­
lichen Rechts
Ehe Studentenschaften in der heutigen 
Form entstanden nach dem ersten Welt­
krieg aus den Selbstiiilfeorganisationen, 
die von den ‘freien Studentenschaften’, 
einer studentischen Bewegung mit pazifi­
stischen und liberalen bzw. antibürgerli­
chen Zielen, zwischen 1905 und 1915 ein­
gerichtet worden waren. (Es gab allerdings 
vereinzelte Vorläufer, zum Beispiel den 
AStA der Technischen Hochschule Darm­

stadt, der 1895 gegründet wurde.) Selb­
ständige und demokratische Vereinigun­
gen dieser Art bildeten sich nach 1918 auf 
allen gesellschaftlichen Ebenen. Sie waren 
Ausdruck eines neu entstandenen demo­
kratischen. republikanischen und soziali 
stischer B vußtseins, das sich gesamtge­
sellschaftlich in der Novemberrevolution, 
den Märzkämpfen der Arbeiter im Ruhr­
gebiet und der (unvollständigen) Durch­
führung der bürgerlichen Revolution zu 
Beginn der Weimarer Republik auswirkte.

Der Zusammenschluß der Studenten in all­
gemeinen Studentenausschüssen und in 
den Studentenschaften barg jedoch zwei 
Tendenzen:
a) den aus dem gemeinsam erfahrenen 

Kriegselend entstandenen Wunsch, sich 
an der Universität in Form einer demo­
kratischen Gemeinschaft zu organisie­
ren;

b) eine akademisch-ständische Bewußt­
seinshaltung, die für reaktionäre und 
konservative Strömungen offen war.

In der Studentenschaft wurden die Kriegs­
erfahrungen ambivalent verarbeitet: in 
Richtung eines genossenschaftlich-demo­
kratischen Nationalbewußtseinsund eines 
völkisch-ständischen Patriotismus. Die 
Studentenschaften wurden im wesentli­
chen von den Corps und Burschenschaften 
getragen, die größtenteils radikal antisozia­
listisch eingestellt waren. Demokratische 
oder sozialistische Gruppen waren eine ver­
schwindend kleine Minderheit; sie wurden 
im Zuge der ab 1924 zunehmend national­
sozialistischen Orientierung der Mehrheit

der Studenten verfolgt -  etwa ab 1929.

Am Anfang der zwanziger Jahre wurden 
die Studentenschaften als öffentlich-recht­
liche Körperschaften staatlich anerkannt. 
Wesentlich war das ein Ergebnis der 
“staatstragenden" Haltung der Studenten, 
die sich sowohl in ihrer Kricgsteilnahme 
als auch in der teilweisen Rekrutierung der 
berüchtigten Freicorps aus Studenten aus­
drückte (Die Freicorps unterdrückten 
grausam und blutig die Versuche der Ar­
beiter, im Anschluß an die Novemberrevo­
lution eine weitgehende Demokratisierung 
der Gesellschaft und der Betriebe durchzu­
setzen.) Die Anerkennung der verfassten 
Studentenschaften hatte zur Folge, daß 
die Beitragserhebung gegenüber jedem im­
matrikulierten Studenten staatlich legiti­
miert war. Zugleich konnte jeder immatri­
kulierte Student an den Wahlen zum Stu­
dentenparlament teilnehmen. Das Studen­
tenparlament wählte dann den AStA.

Die Zerstörung der Studentenschaften 
durch den Nationalsozialismusi
Zwischen 1923 und 1928 setzten sich in 
fast allen Studentenschaften die Mitglieder 
des Nationalsozialistischen Deutschen Stu­
dentenbundes durch und stellten daher 
auch die ASten. Die nationalsozialistischen 
Studenten begrenzten die Mitgliedschaft in 
der Studentenschaft auf Studenten mit 
‘arischer Abstammung’. Damit war von 
ihnen praktisch die allgemeine und gleiche 
(automatische) Mitgliedschaft (rechtlich: 
‘Zwangsmitgliedschaff) aufgehoben wor-

Sturm auf die Hauptwache in Frankfurt (Main), 3. April 1833. Zeichnung von Ludwig Burger, um 1880



den. Der Versuch der demokratisch-libera­
len Parteien im preußischen Landtag, die 
Studenten zur Aufhebung des ‘völkischen 
Organisationsprinzips* zu zwingen, schei­
terte “Unter dem Druck einer Landtags­
mehrheit*’, heißt es in der erweiterten 
SDS-Hochschuldenkschrift von 1965 (5), 
“stellte der preußische Kultusminister 
Becker die Studentenschaften vor die Al­
ternative, entweder das völkische Organi­
sationsprinzip aufzugeben oder als 
Zwangszusammenschiuß aufgelöst zu wer­
den. Mit Ausnahme der Studenten der 
Kirchlichen Hochschule in Braunsberg ent­
schieden sich sämtliche Studentenschaften 
gegen die Aufgabe des ‘Volksbürgerprin­
zips’ und bestanden fortan als freie Stu­
dentenschaften weiter. Die Beiträge wur­
den auf formell freiwilliger Basis weiter er­
hoben.'* Die religions- und rassenunab­
hängige, auf dem Gleichheitsprinzip beru­
hende Mitgliedschaft aller Studenten in 
der verfassten Studentenschaft wurde so 
von den nationalsozialistischen Studenten 
sch^^or 1933 aufgelöst und die Studen- 
tensjB^ten auf diese Weise in Richtung 
auf eine faschistische Korporation Irin ent­
wickelt. Die Gleichschaltung der Studen­
tenschaften wurde somit vor 1933 vollzo­
gen. Die Hochschulen und Universitäten, 
an denen sich vor 1933 die liberale Frak­
tion gegen die nationalsozialistische 
durchsetzte, behielten die demokratische, 
sn keine rassischen oder politischen Merk­
male anknüpfende Struktur der Zwangs- 
mitgliedschaft bei; die Homogenität der 
Studentenschaft und die Gleichheit der 
demokratischen Teilhabe an den Entschei- 
dungen der Studentenschaft blieb so für 
alle Studenten gewährleistet. Nach 1933 
wurde zwar an allen Hochschulen unter 
der Nomenklatur “Zwangsmitgliedschaft“ 
eme verfasste Studentenschaft wieder ein­
gerichtet, aber in Wirklichkeit bedeutete 
dies die Zerstörung aller demokratischen 
£icmente innerhalb der verfassten Studen- 

da alle “Nichtarier“ von der 
^itglieoschaft ausgeschlossen wurden und 
Kommunisten, Sozialisten, Sozialdemo­
kraten wie “Nichtarier“ vom Studium aus­
geschlossen, ermordet, verhaftet oder zur 
Emigration gezwungen wurden. Die Stu­
dentenschaften wurden in faschistische, 
tutoritär geleitete Korporationen verwan- 
■eft, in denen das ‘Führerprinzip' einge- 
•jhrt wurde: Berufung des ‘Führers’ auf 
m Jahr durch den jeweils letzten Führer 
rixter Zustimmung des Gesamtverbandes 
;er Deutschen Studentenschaft; letztere 
»otrde gebildet, indem alle studentischen 
erbände dem Führer des Nationalsotiali- 
üsehen Deutschen Studentenbundes un- 
-rstellt wurden (§5 Absatz I der württem* 
tfgischcn “Verordnung des Kultusmini- 
:eriums über die Bildung von Studenten- 
rhaften an den württembergischen Hoch­
mulen“ vom 1.5.1933z.B.).Man fällt auf 
en rechtlichen Schein der oberflächlichen 
oercinstimmung der Satzungsbestim- 
t»ngen Ln der Weimarer Republik, dem 
ationalsozialismus und der BRD hin- 
ehtlich der Zwangsmitgliedschaft herein,
3

wenn man eine Gleichheit der Strukturen 
der verfassten Studentenschaften in diesen 
Gesellschaftssystemen annimmt. Die we­
sentliche rechtliche und politische Struk­
tur und damit der InhaJt der Einrichtung 
der verfassten Studentenschaft ist so 
nicht mehr zu verstehen. Die demokrati­
schen Elemente politischer Institutionen 
lassen sich dann von den Merkmalen fa­
schistischer Hierarchien nicht mehr unter­
scheiden. Entgegen dem formal-rechtli­
chen Schein der Gleichheit waren die ver­
fassten Studentenschaften wälirend des 
Nationalsozialismus das genaue Gegenteil 
der verfassten Studentenschaften der Wei­
marer Republik und der Bundesrepublik.

Die nationalsozialistischen Studenten­
schaften aus der Sicht der CDU 
Die nationalsozialistischen Studenten lö­
sten die verfassten Studentenschaften auf, 
weil sie “Nichtarier“ nicht in der Studen­
tenschaft dulden wollten. Die CDU/CSU 
will die verfassten Studentenschaften auf- 
lösen, weil sie Marxisten, Sozialisten und 
Linksliberale nicht in den ASten dulden 
will. Damit erinnert die Art, wie die CDU/ 
CSU die verfassten Studentenschaften auf- 
lösen will und wie sie es begründet, an die 
Politik des Nationalsozialistischen Deut­
schen Studentenbundes. Auf diesem Hin­
tergrund erscheint eine Presseerklärung des 
niedersächsischen Kultusministeriums in 
neuem Licht:
“Als ein unbewältigtes Relikt aus der Na­
zizeit und systemwidriges Organisations­
prinzip einer modernen Universität hat der 
Staatssekretär im Niedersächsischen Mini­
sterium für Wissenschaft und Kunst, Prof. 
Dr. Axel Freiherr von Campenhausen die 
als Zwangskörpeischaft organisierte Stu­
dentenschaft bezeichnet und zugleich gra­
vierende verfassungsrechtliche Bedenken 
bei Übernahme derartiger Regelungen in 
das neue Niedersächsische Hochschulge­
setz angekündigt “ (6)
Prof. Dr. Axel Freiherr von Campenhausen 
unterscheidet nicht zwischen demokrati­
schen und faschistischen Institutionen;ob 
aus Unkenntnis der rechtlichen Zusam­
menhänge oder aus Böswilligkeit läßt sich 
angesichts dieser Presseerklärung (vom 
9.1977) nicht mit letzter Sicherheit sagen. 
Ein Indiz mag sein, daß der baden-würt­
tembergische Ministerpräsident in der letz- 
tenZcit Ähnliches behauptete.

Die Wiedereinführung der verfassten Stu­
dentenschaften nach 1945
Nach 1945 wurden die verfassten Studen­
tenschaften von den Alliierten (West) wie­
der eingerichtet und die “Richtlinien Für 
den Wiederaufbau demokratischer Studen­
tenvertretungen“ erlassen. In der Begrün­
dung dieser Maßnahme wurde ausdrücklich 
daraufhingewiesen, daß dadurch unter an­
derem die verheerenden Konsequenzen der 
Auflösung der verfassten Studentenschaf­
ten durch den Nationalsozialistischen Stu­
dentenbund vermieden werden sollten. Die 
Wiedereinführung geschah erkennbar in 
der Absicht, der zum größten Teil antifa­

schistisch eingestellten studentischen Ju 
gend die Möglichkeit für eine Politik der 
demokratischen Erneuerung der Universi­
täten (im Sinne der Alliierten) zu geben. 
Die Grundstruktur der verfassten Studen­
tenschaft -  jeder Student erwirbt durch 
seine Immatrikulation automatisch die 
Mitgliedschaft in der Studentenschaft der 
betreffenden Universität oder Hochschule 
(mit dem Recht der politischen Selbstbe­
stimmung im Rahmenderdemokratischen 
studentischen Selbstverwaltung und der 
Pflicht zur Finanziellen Unterstützung der 
eigenen politischen Vertretung), diese 
Grundstruktur wurde als eüie Garantie der 
politischen Demokratie, der Gleichheit 
und der politischen Souveränität der Stu­
dentenschaft wieder eingerichtet.
Die im Folgenden gegebene Übersicht über 
die politischen Aktivitäten einzelner Stu­
dentenschaften und der VDS bis zu Beginn 
der Studentenbewegung zielt im wesentli­
chen auf die Frage, ob und in welchem 
Umfang die verfassten Studentenschaften 
sich zu politischen Fragen geäußert haben; 
die Frage spielt in der Auseinandersetzung 
um Beibehaltung oder Abschaffung der 
verfassten Studentenschaft eine entschei­
dende Rolle. Es geht um das Maß an Mei­
nungsfreiheit, das den Studentenschaften 
damals zur VerFügung stand.

Politische Aktivität der Studentenschaft 
von 1945 -  1967
Die ASten entfalteten zwischen 1945 und 
1960 eine rege politische Tätigkeit (schon 
zu dieser Zeit in den Großstädten stärker 
als in Hochschulen der Provinz). Diese 
reichte weit über ihre hochschulpolitische 
Arbeit hinaus. Zum Beispiel schickte der 
AStA der Universität Köln zu Beginn des 
Jahres 1949 eine Resolution an die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, in der eT „für diz 
Einführung des Mehrheitswahlrechtes im 
deutschen Bundesstaat“ eintrat. Der da­
malige Justiz- und Kultusminister der 
CDU/CSU Dr. Adolf Süsterhenn schrieb 
daraufhin einen Dankesbrief an den AStA 
und die Studentenschaft der Kölner Uni­
versität:
„....bestätige ich den Empfang ihrer Reso­
lution.... Meine Fraktion hat sich gleich­
falls vom Beginn der Bonner Beratungen an 
Für den Gedanken des Mehrheitswahlrech­
tes eingesetzt, weil sie darin einen wesent­
lichen Faktor zur Gesundung des politi­
schen Lebens und zur Stabilisierung der 
Demokratie erblickt.... Die CDU/CSU be­
dauert die Entscheidung, die der Parla­
mentarische Rat in seiner heutigen Sitzung 
gefällt hat, weil dadurch die EntfaJtungei- 
ner gesunden Demokratie gefährdet er­
scheint. Jedoch wird die CDU/CSU den 
Kampf für den Gedanken des Mehrheits­
wahlrechtes auch im kommenden Volks­
tag weiterfuhren und würde sich freuen, 
wenn die junge akademische Generation 
diesen Kampf auch wie bisher in der Öf­
fentlichkeit unterstützen würde.“

Die VDS nahmen zur Frage der Wiederauf­
rüstung Stellung, verurteilten anläßlich zu-
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15. April 195S, Schweigemarsch von 5CC0 Jungsozialisten, PU* und TU 
Studenten gegen die geplante Atombewaffrumg der Bundeswehr.

Ungarn’durch.*

und kündigte an,daß f»eie Wahlen folgen

nehmender antisemitischer Ausschrcitun- 
gen zu Beginn der fünfziger Jahre Antise- 

t mitismus und Nationalsozialismus, arbei- 
|. teten in der Aktion „Friede mii Israel” 
| mit und verhielten sich in ihrer politischen 

Praxis gemäß dem Schlußwort des Rektors 
der Freien Universität Berlin, das er auf 

l dem 2. Deutschen Studententag in Berlin 
vor trug:
„Betrachten Sie es als Ihren Auftrag, mit 

* üilfe Ihres Wissens das Gewissen des deut- 
; sehen Volkes zu verkörpern.” Die Studen­
tenschaften der einzelnen Hochschulen 

; veranstalteten alljährlich Schweigemär­
sche, Fackelzüge, Demonstrationen und 

; Gedenkfeiern zum 17. Juni. In diesem 
Zusammenhang schickte der Bundesmini­
ster des Innern, Dr. Schröder am 23. April 
, 1954 ein Schreiben an die VDS und ande­
re Jugendorganisationen:
..Um den Brüdern und Schwestern in der 

Ljsowjetischen Besatzungszone unsere Ver­
bundenheit mit ihnen zu zeigen, genügen 
;sber offizielle Feiern und Schulveranstai- 
rung^Micht. Der Tag der deutschen Ein­
heit seine Bedeutung nur erhalten, 
wenn er wesentlich von der deutschen Ju- 
ssnd * getragen wird. Ich wäre deshalb 
dankbar, wenn durch alle Verbände, in 
□enen die deutsche Jugend sich zusam­
mengefunden hat, am Abend des 16. Juni 
gemeinsame Veranstaltungen aus Anlaß 
raes Tages der deutschen Einheit (Kundge­
bungen, Fackelzüge) durchgeführt werden 
ivürden. Ich habe die Herren Ministerprä­
sidenten der Länder gebeten, die Landes- 
::ehörden anzuweisen, solche Veranstal­
tungen zu unterstützen. Ich habe gegen- 
mer den Herren Ministerpräsidenten fer­
ner zum Ausdruck gebracht, daß ich es be- 
jüßen würde, wenn in den Orten mit 
Hochschulen die Studentenschaften sich
n den Veranstaltungen....beteiligen wür-
~n.”
Ze politischen Stellungnahmen des VDS 
tnd der ASten zeigen, daß die verfassten 
.:ude!(Ä.chaftcn sich “ihrer politischen 
crani^ortung bewußt waren” (der erste 
orsitzende der VDS 1958). Es schien un­

umstritten, daß “der VDS das Recht und 
re Pflicht hat, politische Stellungnahme 
ozugeben” (so ein VDS-Beschluß von 
956). In der 1974 erschienen Geschichte 
rr Freien Universität (7) ist unter dem 
;atum des 31. Oktober die folgende Chro- 
*jc verzeichnet:
jnvasion Ägyptens durch britische und 
mnzösische Fallschirmjägereinheiten 
sch massierten Luftangriffen von Düsen- 
ombem zum ‘Schutz der Schiffahrt vor 
junpfhandlungen zwischen Israel und 
gyptenL
rie Rote Armee räumt Budapest. 
Solidaritätskundgebung für die ungari- 
:nen Freiheitskämpfer’ des FU-AStA. Im 
.uditorium maximum der FU sprechen 
nily Brandt, Prof. Hofer von der Hoch- 
ihule für Politik und Dr. Karl Silex,Chef- 
röakteur des ‘Tagesspiegef.”
«r AStA äußerte sich nicht zur Invasion 
i Ägypten, führte jedoch bald darauf eine 
?.mmlung für die ‘Freiheitskämpfer in

*Der AStA der Frankfurter Universität 
führte eine Geldsammlung zugunsten der 
Ungarn!lüchthnge durch, nachdem dies 
von einer Vollversammlung (ca. 400 an­
wesende Studenten!) beschlossen worden 
war.
Über den Zusammenhang der Invasion 
Ägyptens mit der Räumung Budapests 
sowie dem erneuten Einschreiten der Ro­
ten Armee schreibt David Horowitz: 
„Am 29. Oktober wurde bekanntgege­
ben, daß die sowjetischen Truppen aus 
Budapest abziehen würden... Aber die 
Revolution ging weiter... Nagy schwamm 
mit dem Strom und erweiterte sein Kabi­
nett um einige Vertreter der alten Partei­
en... Er schaffte das Einparteicnsystem ab

würden. Dies geschah am JO. Oktober 
um 13 28 Uhr. Drei Stunden später wur­
de Isuel und Ägypten ein britisch-fran­
zösisches Ultimatum als Vorwand für ei­
ne bewaffnete Intervention übermittelt, 
um erneut den Suezkanal zu besetzen. 
...Im Zusammenhang mit diesem Ereig­
nis änderten die Sowjets ihre Haltung 
völlig. Erneut wurden russische Truppen 
nach Ungarn entsandt, und Mikojan traf 
abermals in Budapest ein.dicsmal jedoch. 
um Nagy zu stürzen und eine Majonet- 
tenregierung unter Janos Kadar ein/uset­
zen.“ (Kalter Krieg. Hintergründe der 
US-Außenpolitik von Jalta bis Vietnam 
Bd. 2. Berlin 1969 S, 54 I.)



!\.f (studentische) Konvent beauftragte 
^jet\ AStA, Schritte zu unternehmen, da­
mit gegenüber dem sowjetischen Ehren­
mal in der Straße des 17. Juni ein ‘Ge­
denkzeichen an den Volksaufstand in Un­
garn’ aufgestellt werde. (8)
Auf dem sechsten Deutschen Studententag 
(1960) sagte Willy Brandt zu einer der zur 
Debatte stehenden Thesen -  “Mehr Mut 
zur Politik” —: „Gestatten Sie mir zu sa­
gen , daß es weder befriedigend noch beru­
higend ist, wenn die Sprecher der akade­
mischen Jugend es für nötig halten, den 
Mut zur Politik zu fordern. Die Pflicht zur 
Politik würde rnir persönlich mehr Zusa­
gen.” Das Thema dieses Studententages 
war “Abschied vom Elfenbeinturm”.

Die Beurteilung der politischen Aktivität 
der Studentenschaft durch Politiker, Ver­
waltung, Öffentlichkeit und den überwie­
genden Teil der Professorenschaft änderte 
sich in dem Maße, wie die ASten sich zu

* ischen Themen äußerten, die der den 
lauerschen ‘CDU-Staat’ kennzeich­

nenden Integrations- und Restaurations­
politik widersprachen: Am 14. Februar 
1962 lehnte der damalige Rektor der Frei­
en Universität Berlin Prof. Dr. Emst Hei- 
nitz eine Solidaritätssammlung für algeri­
sche Flüchtlinge und Studenten, die der 
AStA durchführen wollte, ab (9). Der glei­
che Rektor erteilte am 8. Juni 1962 eine 
Erlaubnis für eine ‘Solidaritätssammlung 
für die Kommilitonen in der sowjetischen 
Besatzungszonc’ (10). Der AStA-Vorsit- 
zende schrieb daraufhin in der Studenten­
zeitung FU-Spiegel im Juni 1962: „Es be­
steht Anlaß zu der Annahme, daß mit ver­
schiedenen Maßstäben gemessen wird.” 
Der Rektor der FU warf dem AStA „feh­
lende Bereitschaft zur sachlichen Zusam­
menarbeit” vor (11). Diese Kontroverse 
markiert den eigentlichen Beginn der Dis* 
ki]||^n über das sogenannte politische 
W t .

(Das Recht der Studentenschaften, zu al­
len politischen Fragen Stellung /u he/ie 
hen, war vorher nie wesentlich in Frage ge­
stellt worden. Heute laßt sich daher nicht 
mehr sagen, wie Gerichte und Juristen sich 
entschieden hatten, wenn 1953 oder 195<> 
ein Student gegen die ASten geklagt hätte, 
die damals die gewaltsame Unterdrückung 
der Volks- bzw. Arbeiteraufstande in der 
DDR und in Ungarn anklagten)
Die politisch und juristisch entscheidende 
Auseinandersetzung um die Freiheit der 
Meinungsäußerung der Studentenschaften 
fand nach der Erschiessung Benno Ohne- 
sorgs statt: Der AStA der Universität Tü­
bingen schickte ein Telegramm an den re­
gierenden Oberbürgermeister von Berlin, 
Heinrich Albertz und forderte ihn darin 
zum Rücktritt auf. (Albertz trat im glei­
chen Jahr zuruck, die politischen Kontro­
versen um das Verhalten der Polizei beim 
Schallbesuch und die Erschießung Ohne- 
sorgs mögen dazu beigetragen haben.) Ein 
Tübinger Student klagte gegen den AStA, 
dieser habe nicht das Recht solche Äuße­
rungen abzugeben. Der Tübinger AStA 
wurde in einem Verfahren durch alle drei 
Instanzen bis hin zum höchsten Verwal- 
tungsgericht der Bundesrepublik verur­
teilt, nicht hochschulbezogene Äußerun­
gen zu unterlassen. Die Gerichte beurteil­
ten dabei die Berechtigung der Studenten­
schaft, sich politisch zu äußern, nach der 
im folgenden dargesteliten Theorie, die 
noch nie in einem Urteil gegen eine Stu­
dentenschaft angewendet worden w'ar.

Die Rechtssprechung zum politischen 
Mandat
Die Urteile besagten, die verfassten Stu­
dentenschaften seien Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Eine solche Körper­
schaft k< nne nur vom Staat eingerichtet 
bzw. anerkannt werden Diese slaallnhe 
Einrichtung der Studentenschaft mache

sie /u einem Verband, der nur die Autga 
ben wjhrnehmen dürfe, für die ihm ge 
set/hch oder satzungsgemaß vom Staat 
eine Kompetenz verliehen worden sei. Die 
Studentenschaft sei damit eine Instanz der 
mittelbaren Staatsverwaltung und wie jede 
andere staatliche Verwaltung strikt an die 
ihr erteilten Kompetenzen gebunden, 
wenn sie handele. Die Kompetenzen, die 
den Studentenschaften erteilt seien, be­
schränkten sich jedoch auf die Äußerung 
zu hochschulbezogencn Problemen. (Die­
se Theorie setzte voraus, daß die Tätigkeit 
der verfassten Studentenschaftgenausogut 
von einer Verwaltungsbehörde wahrge­
nommen wrerden könne und daß, auch 
wenn die Studentenschaften so organisiert 
seien, keine Rechtsverletzung der Studen­
ten vorliege.) Politisches Mandat,d Jh.Mei­
nungsäußerungen zu nicht direkt hoch- 
schulbezogenen Fragen, und Zwangskör­
perschaft seien nicht miteinander verein­
bar. Die Teilnahme einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts am politischen 
Wiliensbildungsprozess des Volkes verletze 
den Grundsatz der Staatsfreiheit eben die­
ser Willensbildung und sei unvereinbar mit 
dem Prinzip der staatsbürgerlichen Reprä­
sentation innerhalb eines parlamentari­
schen Systems.

Diese Theorie der Gerichte wurde durch­
weg zur herrschenden Meinung in der 
Rechtswissenschaft, ln den letzten acht 
Jahren wurden die ASten in der Bundes­
republik in hunderten von Verfahren da­
zu verurteilt, politische Äußerungen,die 
nicht rein hochschulbezogen sind, zu un­
terlassen. (Zwar ließen sich oft die Grenzen 
zwischen ‘hochschulbezogen’ und ‘allge- 
meinpolitisch’ micht genau ziehen; in den 
meisten Fällen wurden dann dennoch die 
ASten verurteilt ) Der Hessische Vcrwal- 
fm»r puk htJmf vcim h litte seine Rechts 
spieihung im Linie dci Zeit, so daß 1975 
gegen den AStA «1er Universität Frankfurt

Studentenkongrcä gegen Atomrüstung im Neubau der Wirtschaft?- und Sozialwissensduftlichcn Fakultät der FU vom 3. bis 
4. Januar 1959.
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cntscheidungen von der CDU/CSU quasi 
als ‘gerichtliche’ Argumente für die Ab­
schaffung der verfassten Studentenschaf­
ten ins Feld geführt. Auch bei Teilen der 
SPD sind diese rechtswissenschaftlichen 
Theorien auf fruchtbaren Boden gefallen; 
der hessische Kultusminister sagte 1975 
im Hessischen Landtag:
»...in einer Zeit, in der RCDS*Mitglieder 
in den ASten die Mehrheit hatten, da ha­
be ich niemals von ihrer Seite -  ich meine 
von seiten der CDU oder von irgendeiner 
anderen Seite -  ein Wort gegen das Inan- 
sparchnehmen des allgemeinen politi­
schen Mandats gehört. Da haben die ASten j
mit der größten Selbstverständlichkeit all- i
gemeinpolitisches Mandat für Dinge in An­
spruch genommen, für Dinge, die Ihnen 
paßten,genauso wie hier und heute die ei- 1
ne oder andere Industrie- und Handels­
kammer allgemeinpolitisches Mandat in 
Anspruch nimmt... Wir müssen einmal ge­
rade rücken, auch hier in diesem Hause, 
daß es nicht gebührlich ist, wenn AStA- ;
Sprecher sich so gerieren, als seien sie die 
gewählten Vorstandsmitglieder einer siu- |
dcntischen Gewerkschaft... Sie sind die 
Spitze der verfassten Studentenschaft, zu, 
der -  kraft von uns geschaffenen Gesetzes 
— jeder Student gehört. Und sie müssen 
sich fragen lassen..., ob es eigentlich er­
träglich ist, daß die Beiträge einer Minder­

er folgende Beschluß gefaßt wurde, der 
s Standardformuiierung die entsprochen­
en Entscheidungen dieses Gerichts ziert:

jer AStA kann sich zur Rechtfertigung 
r die Ausübung des politischen Mandats 
sbesot^^te nicht auf § 27 Abs. 2 Nr. 5 
d 6 I^Pliessischen Hochschulgesetzes 
rufen. Nach § 27 Abs. 2 Nr. 5 HHG ob- 
%t dem AStA zwar die Aufgabe der 
srderung der politischen Bildung und
i. staatsbürgerlichen Verantwortungsbe- 
ßtseins der Studenten*. Die ‘Förderung’ 
ser Ziele durch den AStA berechtigt ihn 
r nicht zur Abgabe allgemcinpolitischer 
iärungen, Forderungen und Stellung­
men. Nach dem Gesetzestext ('Förde- 
g*) darf die Studentenschaft lediglich 
ix sorgen, daß die von den verschiedc- 

politischcn Gruppierungen in Staat 
Gesellschaft vertretenen Vorstcllun- 
die Studenten auch erreichen. Sie ist 
?ei aber zur größtmöglichen Zurück- 
mg verpflichtet und darf bei der Orga- 
ion poliitischer Veranstaltungen we- 
nit der Auswahl oder der Formulie- 
der Themen noch mit der Verpflich- 
der Referenten ein eigenes politisches 
gement erkennen lassen.”

das Recht der Studentenschaften in 
mdesrepublikanischen Rechtswissen­

schaft so verändert wird, wie es konserva­
tiven Konzepten entspricht, ist eine Er­
scheinung, die schon in der Zeit zwischen 
1933 und 1945 in der deutschen Rechts­
wissenschaft häufig anzutreffen war. Für 
solche Entwicklungen haben Rechtswis­
senschaftler den Begriff “Rechtsfortbil­
dung” entwickelt; er verdeckt, daß cs sich 
hier uni eine Rechtsrilckbildung handelt. 
Schon der Begriff “Demokratisierung” 
wirkt bei vielen konservativen Rechiswis- 
senschaftlem panikerzeugend.*

Das politische Mandat und die verfassten 
Studentenschaften aus der Sicht von CDU
und SPD
Mit der Begründung, die ASten hielten sich 
nicht an die ihnen durch die Gerichtsurtei­
le gesetzten Grenzen, werden die Gcrichts-

*Das Marburger Manifest vom 17.4.1968
zur Politisierung und sogenannten Demo­
kratisierung der Hochschulen -  unter­
schrieben von 1.500 Professoren -  ent­
hielt die These, daß die angestrebte stu­
dentische Mitbestimmung eines Kuitur- 
staates unwürdig sei: Dies ergebe ,,die 
Tatsache, daß kein anderer Kulturstaat 
außer der BRD und der VR China auf den 
Gedanken kam, eine so kostbare und 
kostspielige Institution wie die Universi­
tät zu ‘demokratisieren’ *\



ur die politischen Auffassungen einer 
Roheit verwandt werden#oder nicht.*’ 
r Minister deutete dann die Möglichkeit 

an, die verfassten Studentenschaften auf­
zulösen, und schloß:
„Entweder machen wir Emst mit dieser 
Eingrenzung, und ich bin bereit, Ernst zu 
machen, oder aber wir öffnen einen Frei­
heitsraum für politische Betätigung, aber 
dann unabhängig von der zufälligen Mehr­
heit in solchen Gremien.” (12) (Einem Be­
richt der FR zufolge wird der amerikani­
sche Präsident von weit weniger als 50% 
aller Amerikaner gewählt, da die Wahlbe­
teiligung regelmäßig um 50% beträgt. Die 
Anwendung des Krollmannschen Rezepts 
hätte hier sicher interessante Ergebnisse 
zur Folge.)

Die Sprache kennzeichnet das Diskussions­
niveau von Politikern, die sich mit allem 
abschließend und mit nichts gründlich be­
fassen. Abgesehen davon zeigt der Beitrag 
eine weitgehende Unkenntnis der politi­
schst und juristischen Fragen, die sich aus 
d^Prroblem der demokratischen Selbst­
verwaltung in Form öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften ergeben.“Zufällige Mehr­
heiten”, die durch demokratische Wahlen 
zustande kommen, das ist das gleiche Ar­
gument, das nationalsozialistische Theore­
tiker schon gegen demokratisch-parlamen­
tarische Einrichtungen der Weimarer Re­
publik gebrauchten. SPD-Politiker geben 
so ein Prinzip preis: das der studentischen 
Demokratie, gegen das dia CDU/CSU op­
poniert, seitdem die A:>*en mehrheitlich 
von linken Studentengruppen gestellt wer­
den. Der hessische Kultusminister rückt in 
die Nachbarschaft les baden-württember­
gischen Ministerpriisiri *nten, der zur 
ihm beabsichtigten Abschaffung d~r ver­
fassten Studentenschaft erklärte: ,,Wenn 
es uns gelänge, mit dem RCDS. der Jungen 
Union oder der Schüler-Union die ASten 
zu t^etzen, wäre die Lage anders.” (13)* 
Di^Pmpathisunten müßten so in die Fk* 
ke gedrängt werden, daß sie sich nicht 
mehr rühren könnten.

•Ausgerechnet in Baden-Württemberg 
wurde zum ersten Mal eine verfasste Stu­
dentenschaft als Körperschaft des öffent­
lichen Rechts eingerichtet. Der württem- 
bergische König Wilhelm l. erließ am 
2.1.1821 eine Verordnung über die Bil­
dung eines Studentenausschusses an der 
Universität Tübingen. Dieser wurde von 
der Gesamtheit aller Studenten gewählt. 
Er sollte ein Organ sein, “durch welches 
hinreichend begründete und von ihm zu­
vor beratene Wünsche der Gesamtheit 
oder eines beträchtlichen Teils der Stu­
dierenden an die akademischen Behörden 
gebracht werden, und mit welchem sich 
diese über solche Wünsche. über die Mög­
lichkeit ihrer Erfüllung, aber die Bedin­
gungen. die etwa dabei ^ütfinden müß-. 
ten etc. besp ree he n.”( 14t

Die Körperschaften des Öffentlichen 
Rechts als Einrichtungen der demokrati­
schen Selbstverwaltung in Preußen und 
Deutschland •
Die Argumente für und gegen die Beibe­
haltung der verfassten Studentenschaft ha­
ben für die Frage der politischen Demo­
kratie eine Bedeutung, die über den Pro­
blemkreis der Organisation der Studenten­
schaft hinausgeht. Das wird klar, wenn 
man die Entstehung und Entwicklung der 
politischen Selbstverwaltung in den west­
europäischen, parlamentarisch verfassten 
Staaten,besonders in Deutschland berück­
sichtigt.

Ein Endpunkt dieser Entwicklung ist für 
Deutschland die Theorie, die in den Urtei­
len zum politischen Mandat der Studen­
tenschaft zum Ausdruck kommt. Ihr mar­
kantester Repräsentant ist Emst Forst­
hoff. Er sieht den Ursprung der Selbstver­
waltung in der gemeindlichen Selbstver­
waltung des Bürgertums in der ersten Hälf­
te des 19. Jahrhunderts., JDie Gesellschaft, 
und das war der dritte Stand , das Bürger­
tum, betrachtete die gemeindliche Selbst­
verwaltung als die ihr zukommende Orga­
nisationsform und spielte sie gegen den 
Staat aus... Die Spannungen wurden erst 
um die Mitte des Jahrhunderts überwun­
den, als mit der allgemeinen Einführung 
des Konstitutionalismus das Bürgertum ei­
nen festen Platz innerhalb der staatlichen 
Gesamtordnung einnahm.”(1 5) In der di­
stanzierten Sprache Forsthoffs klingt noch 
etwas von der Empörung über die (leider 
allzugeringen) demokratischen Bestrebun­
gen des preußischen und deutschen Bür­
gertums nach, die schon im 19. Jahrhun­
dert die meisier. deutschen Staatsrechts­
lehrer empfanden.

Forsthoff steht damit allerdings nur in der 
Tradition der deutschen Rechtswissen­
schaft: schon bei Hegel wird die Ambiva­
lenz der demokratischen Selbstverwaltung 
in der preußischen Gesellschaft beschrie­
ben; die Wissenschaft gibt hier nur die Zu­
stände der Gesellschaft wieder. Hegel be­
zieht im folgenden Zitat den Begriff ‘Kor­
poration’ auf die Standesorganisationen 
des Bürgertums (Handwerker bzw. ähnli­
che Berufe): ,,In unseren modernen Staa­
ten haben die Bürger nur beschränkten 
Anteil an den allgemeinen Geschäften des 
Staates; es ist aber notwendig, dem sittli­
chen Menschen außer seinem Privatzwecke 
eine allgemeine Tätigkeit zu gewähren. 
Diese*Allgemeine, das ihm der moderne 
Staat nicht immer reicht, findet er in der 
Korporation.“ (16) „Der Zweck der Kor­
poration als beschränkter und endlicher 
hat seine Wahrheit”, fährt Hegel fort, Jn  
dem an und für sich allgemeinen Zwecke 
und dessen absoluter Wirklichkeit; die 
Sphäre der bürgerlichen Gesellschaft geht 
daher in den Staat über.“ Von Hegel bis 
zu Forsthoff hat das Bürgertum einen 
Kompromiß mit dem bürokratischen Ob­
rigkeitsstaat zu Lasten demokratischer 
Entwicklungsmoglichkeiten geschlossen;

„erbedeutete aber praktisch den Vor/:. * 
darauf, auch den Staat zu demokut: 
rcn‘\  schreibt Ulrich K. Preuß(17). Das 
Burgertum begnügte sich mit demokrati­
schen Rudimenten auf der Ebene der Ge­
meindeverwaltung und der berufsstandi- 
schen Organisationen.
Diese fehlende Konsequenz bei einer radi­
kalen Verwirklichung der Demokratie 
kennzeichnete zwar schon die französische 
Revolution. „Die revolutionäre Idee des 
nationalen Einheitsstaats war im Grunde 
der örtlichen und landschaftlichen Auto­
nomie abgeneigt; sie führte in ihrer Konse­
quenz dahin, die kommunalen Verbände 
nur als Gliederungen der einheitlichen 
Masse der gleichberechtigten Staatsbürger 
gelten zu lassen, durchaus nicht als Träger 
einer republikanischen Selbständigkeit 
und eines korporativen Eigenlebens. Die 
Praxis lief freilich, nachdem die alte Büro­
kratie zertrümmert worden war, zunächst 
auf fast anarchische Zustände hinaus, ln 
der Theorie hat sich jedoch die Konstitu­
ante bemüht, die Gemeindefreiheit und ihr 
Eigenrecht mit jenem strengen Stattsge­
danken zu versöhnen.“ (18) I>er qualita­
tive Unterschied zur preußischen und 
deutschen Entwicklung aber liegt in der 
Tatsache, daß sich das demokratische Bür­
gertum in Preußen und den deutschen Ein­
zelstaaten machtmäßig nie gegen den Obri- 
keitsstaat und den Konstitutionalismus 
durchsetzte. ,JDas deutsche Bürgertum“, 
schreibt Peter von Oertzen (19), ,Jiat nach 
der Reichsgründung auf die Verwirkli­
chung seiner freüieitlichen Verfassungside- 
ale verzichtet — es ist ‘saturiert’ und hat 
mit den im Staate herrschenden konserva­
tiven Kräften einen Kompromiß geschlos­
sen, der darin besteht, daß ihm durch Er­
haltung des formalen Rechtsstaats die Öko­
nomisch-soziale Bewegungsfreiheit gcsi 
chert wird .wahrend die eigentliche Sta 
gewalt der Monarchie und dem von du yy 
lenkten Verwaltungsapparat überlassen 
bleibt “
Diese gesellschaftliche Entwicklung heem 
flußtc auch die reehtswissenschaltlkhon 
Theorien Die demokratischen Strukluien 
in der gemeindlichen Selbstverwaltung und 
in der Selbstverwaltung durch öffentlich 
rechtliche Köqierschalten wurden thron* 
tisch fast durchgehend als staatlich zu ge 
standene und kontrollierte Rechtsmstitu- 
tionen konstruiert. Forsthoff begründet 
die seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, be 
sonders seit der Jahrhundertwende zuneh­
mende Einschränkung der demokratischen 
Selbstverwaltungsstrukturen damit, dal 
(Massen)Dcmokratie eine Gefährdung de. 
(vernünftigen) Status quo bedeutet hatte 
Auf Grund des Wachstums der städtischen 
Einwohnerschaft habe es nicht mehr die 
für die Selbstverwaltung notwendige ..re­
lativ homogene, relativ bodenständige und 
dadurch zur Gemeinschaft verbundene 
Bürgerschaft“ gegeben (2o).

Die rechtliche Konstruktion der Körper­
schaft des öffentlichen Rechts im Über-
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sang vom Konstitutionalisnus zum Fa­
schismus
immerhin waren sich Rechtswisscnschaft- 
ier um 1900 der politischen und demokra­
tischen Inhalte des Selbstverwaltungsbe- 
sriffs genau bewußt und betonten auch die 
Folgen für die Politik und die Rechtswis­
senschaft, wenngleich dies für die weitge­
nend konservativ eingestellten Professoren 
rin Äogrnis darstclltc. So schrieb einci 
aer ^P^schenstcn und bekanntesten 
riechtswissenschaftler des Verwaltungs- 
Rechts, Otto Mayer, 1924: „Auch hier ist 
ss die Machtfrage, die politische Frage .die 
len Begriff belebt . . . Gerade deshalb, 
veil das Politische hier so stark herein- 
nielt, hat die Rechtswissenschaft an dem 
se griff „Selbstverwaltung“ wenig Freude 
riebt. Von Haus aus handelt cs sich um 
:n Schlagwort, das aufgekommen ist, um 
ae angestrebte größere Selbständigkeit der 
rtmeinden zu bezeichnen und den Gegen- 
atz zu ihrer hergebrachten „bureaukrati- 
;nen Bevormundung“ . . . Die Selbstver­
waltung bedeutet, daß diese Verwaltung 
an oben herunter möglichst zuriickge- 
rangt werde zugunsten des Machtein­
asses der Körperschaftsmitglieder.“ (21)

re Körperschaft des öffentlichen Rechts 
iNationalsozialismus 
ese Erkenntnisse wurden von den mei- 
mn während des Nationalsozialismus tu­
en Rechtswissenschaftlem unterdrück*
s

bzw. verdrängt: die Theorie, nach der die 
Studentenschaft als öffentlich-rechtliche 
Körperschaft ein Teil der mittelbaren 
Staatsverwaltung ist, wurde in wesentli­
chen Teilen von konservativen Rechtswis- 
senschafüern während des Nationalsozia­
lismus entwickelt. Bei Forsthoff führte 
dann diese Theorie (nach 1945) praktisch 
zur Abschaffung der Selbstverwaltung: 
„Der Ausdruck Selbstverwaltung im poli­
tischen Sinne kommt eigentlich nur in den 
Definitionen vor. Hier kann er sehr wohl 
entbehrt werden,“ (22) Die Stellung des 
Staates gegenüber den Selbstverwaltungs- 
körpcrschaftcn sei so sehr verstärkt wor­
den , daß man ihnen keinen qualitativ eige­
nen Aufgabenbereich mehr zuerkennen 
könne. Forsthoff datiert die Krise der 
Selbstverwaltung auf das Ende der Wei­
marer Republik. „Die Staatsaufsicht er­
wies sich als zu eng bemessen, um einen 
ungesunden und zur Polykratie hinführen­
den Selbständigkeitsdrang der rechtsfähi­
gen Verwaltungseinheiten zu zügeln, und 
die genossenschaftlichen Strukturele- 
mente wurden die Beute eines zersplitter­
ten und zur sachlichen Entscheidung nicht 
mehr befähigten Parteiwesens. Dement­
sprechend waren auch die zur Überwin­
dung der I ise getroffenen Maßnahmen. 
Die Staatsaufsicht wurde für alle rechts­
fähigen Verwaltungseinheiten (während 
des Nationalsozialismus, W.B.) wesentlich 
verstärkt . . . und die gesamte verselbstän­

digte Verwaltung näher an den Staat her­
angezogen. Das bedeutete zugleich eine 
Zurückdrangung der durch Mißbrauch dis­
kreditierten genossenschaftlichen (lies 
„zur Demokratie neigenden“ W.B.) Ele­
mente.“ (23)
Als Ergebnis der Entwicklung seit dieser 
„Krise“ weist Forsthoff den Körperschaf­
ten der Selbst Verwaltung einen neuen Auf­
gabe nheuuJi m , in dem sich ihre Qualitä­
ten erst entfalten würden: den der Diszi­
plinierung von Sozialbereichen. Als Vor­
bild tui diese Funktion öffentlich-rechtli­
cher Körperschaften gelten ihm die wirt­
schaftlichen Zwangsverbünde, die in 
Deutschland während des ersten Weltkrie­
ges zur besseren Leitung und Koordination 
der Kriegswirtschaft gebildet wurden. „Für 
die Entwicklung der neueren Zeit“, stellt 
Forsthoff fest, „ist lediglich bemerkens­
wert, daß die herrschaftliche Verbands­
struktur auf Kosten der genossenschaftli­
chen mein und mehr an Boden zu gewin­
nen scheint.“ (24) Als Beispiel für diese 
Entwicklung führt Forsthoff dann „die 
Schaffung von Leitungsverbänden, wie sie 
nach 1933 in großem Stil erfolgte (Reichs­
nährstand, Reichskulturkammer usw.)“, 
an. Bei Forsthoff werden die Rechtsinsti­
tutionen und Theorien, die im nationalso­
zialistischen Staat entstanden sind, auf 
die bundesrepublikanische Wirklichkeit 
übertragen, indem Forsthoff ihre ausdrück­
lichen nationalsozialistischen Akzente und



Aktionen verschweigt sowie die Rechts­
innen und die Hinrichtungen als politik- 

îe. sachlich durch ihren vorausgesetzten 
Zweck gerechtfertigte Konstruktionen 
ausgibt.

Die Rechtswissenschaft in der BRD: unter 
dem Überhang von preußischem Konsti- 
tutionalismus und faschistischem Etatis­
mus . . . .
Die große Mehrzahl der Rechtswissen­
schaftler in der Bundesrepublik hat sich 
kaum mit der Tatsache auseinanderge­
setzt, daß der Nationalsozialismus auch in 
juristischer Hinsicht den Sieg des national­
sozialistischen Systems, das heißt der ge­
gen Sozialismus und Demokratie gerichte­
ten Konterrevolution bedeutete und daß 
viele der seither forgeschriebenen Theorien 
die Male dieser ihrer geschichtlichen Her­
kunft tragen. Auf diese Weise ist eine (ver­
borgene) Kontinuität rechtsiwssenschaft- 

Theorien vom Nationalsozialismus 
b̂ Wn die Rechtswissenschaft der Bundes­
republik entstanden, im Widerspruch zum 
parlamentarisch-demokratischen System 
der Bundesrepublik. Die Gerichte haben 
demzufolge durchgehend die Selbstverwal­
tungskörperschaften der Studentenschaf­
ten als mittelbare Staatsverwaltung einge­
ordnet. Damit werden eigentlich kollektiv 
handelnde Körperschaften des öffentli­
chen Rechts, denen die öffentlich-rechtli­
che Qualifikation durch staatliche Aner­
kennung zuteil geworden ist, zu Staats­
organen gemachtem sie besser disziplinie­
ren zu können.
ln der Geschichte der Bundesrepublik fin­
det sich schon sehr früh ein Beispiel für 
dieses Verfahren: Die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 
1958 über die Volksbefragung zur Atom­
bewaffnung. Die Hamburgische und die 

Bürgerschaft (SPD-Regierungen) 
hi^Pi ein Gesetz über eine in ihren Stadt­
staaten durchzu führende Volksbefragung 
zur Bewaffnung der Bundeswehr mit 
Atomwaffen verabschiedet. Das Bundes­
verfassungsgericht entschied, daß die Ge­
setze nichtig seien, weil das Volk hei einer 
Volksbefragung zwar nicht über die Atom­
bewaffnung entscheide, aber doch als 
Staatsvolk handele. Die Teilnahme eines 
Bürgers an einer Volksbefragung sei nicht 
nur Betätigung seines Rechts auf Teilnah­
me am Prozeß der öffentlichen Meinungs­
bildung; vielmehr handele der Bürger in 
dieser Form als Staatsbürger, da die Ab­
stimmung in Form, Bedeutung und Durch­
führung Wahlen ähnele. „In dieser Eigen­
schaft“* führte das Bundesverfassungsge­
richt aus, „macht der Bürger nicht von 
seinem gegen den Staat gerichteten Grund­
rechten der freien Meinungsäußerung oder 
des Petitionsrechts Gebrauch.44 ( 25) Das 
Tätigwerden eines Staatsorgans sei aber“ 
. . .  — gleichgültig in welcher Form und 
mit welcher Wirkung es geschieht -  im 
freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat 
durch Kompetenznormen verfassungs­
rechtlich begrenzt.“{25) Im Grundgesetz

ist keine Kompetenz des „Staatsvolks“ zu 
kollektiver Meinungsäußerung in Form 
einer Volksbefragung aufzufinden. So 
wurde in dieser Entscheidung des Bundes­
verfassungsgerichts die ganze Bevölkerung 
der Bundesrepublik aus der Gesellschaft 
ausgegrenzt und zum Staatsorgan erhoben 
— zwecks Disziplinierung.

. . . .  und die Konsequenz für die politische 
Auseinandersetzung um die verfasste Stu­
dentenschaft
Entscheidend für eine Bekämpfung dieser 
Tendenzen ist die Kenntnis der im Ansatz 
geschilderten historischen Entstehung der 
deutschen „Verstaatlichungskrankheit44. 
Nur dann sind diese Tendenzen als not­
wendiges Produkt nicht der Verfassung 
und der Gesetze der Bundesrepublik, 
sondern der politischen Strömungen und 
Kräfte zu begreifen, die die entsprechen­
den Rechtstheorien im politischen Leben 
der Bundesrepublik durchgesetzt haben; 
auf dieser Ebene ist die Etatisierung der 
verfassten Studentenschaft anzugreifen. 
Helmut Ridder hat dies deutlich hervor­
gehoben: “Es muß klar gesehen werden, 
daß der antigesellschaftliche deutsche 
Verstaatlichungstumor nicht so schlicht- 
weg auf dem Holz des Kapitalismus 
wächst (der ihn sicher gerne pflegt und 
metastasieren läßt), sondern auf dem 
ewig frischen des überwältigenden kon­
stitutionellen Überhangs, das heißt auf 
dem einzigartigen Zerbrechen der bür­
gerlichen Revolution ...(in Deutschland 
W.B.). Andere nichtfaschistische bürger­
liche Demokratien in Europa kennen 
dergleichen nicht. Sie sind ... zumindest 
im zentralen Gegenstandsbereich, der un­
gehinderten gleichen Partizipation aller 
am politischen Prozeß der Meinungsbil-
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Zusammenfassung
1. Die Studentenschaft hat sich demokra 
tische Selbstverwaltungsorgane geschaf 
fen. Diese Organe wurden zur Zeit ihrer 
Enstehung als Demokratisierung eines ge­
sellschaftlichen Teilbereichs gegen eine 
obrigskeits- und polizeistaatliche Regie­
rung begriffen.
2. Der Staatsapparat der Weimarer Repu­
blik hat diese Selbstorganisation der Stu­
denten anerkannt und zwar im wesentli­
chen in den Formen, durch die die ver­
fasste Studentenschaft noch heute in 
rechtlicher Hinsicht charakterisiert 
wird.
3. Der Nationalsozialismus beseitigte die 
Zwangsmitgliedschaft aller Studenten in 
der verfassten Studentenschaft, da für 
ein autoritäres Gesellschaftssystem homo­
gene und demokratisch organisierte 
Selbstverwaltungskörperschaftcn einen 
Widerspruch zur angestrebten totalitären 
Diktatur bedeuten.
4 Die Studentenschaften der Bundesrepu­
blik wurden zunehmend politisch diszi­
pliniert, seitdem sie eine demokratische 
bzw. sozialistische Politik verfolgten.
5 Die dabei verwendeten Argumentatio­
nen und Theorien stammen aus der noch 
heute teilweise obrigkeitsstaatlichen 
deutschen Rechtswissenschaft, die unter 
dem Nationalsozialismus eine nochma­
lige “Reinigung44 von demokratischen 
Elementen und eine Verfestigung der 
traditionell antidemokratischen Struk­
turen erfuhr. An diese Tradition wird 
in den letzten Jahren in vielen Entschei­
dungen der höchsten Gerichte und in den 
Theorien mancher Rechtswissenschaftlcr 
wiederangeknüpft. Wolfgang Bock
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